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Gegenstand: Schriftl. parl. Anfr. d. Abg. z. NR Harald Jannach, Kolleginnen und Kollegen vom 

01.12.2016, Nr. 11057/J, betreffend Auswirkungen in Bezug auf die Einführung 
von Obergrenzen bei Direktzahlungen („Capping“) 

 
 
Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage der Abgeordneten Harald Jannach, Kolleginnen 

und Kollegen vom 01.12.2016, Nr. 11057/J, teile ich Folgendes mit: 

 

Die Intentionen des EU-Gesetzgebers für das „Capping“ sind im Erwägungsgrund 13 der 

Verordnung (EU) 1307/2013 klar festgehalten. Danach ist „die Verteilung der direkten 

Einkommensstützung auf die Betriebsinhaber durch die Bewilligung eines unverhältnismäßig 

hohen Anteils an Zahlungen an eine recht kleine Anzahl großer Begünstigter gekennzeichnet. 

Größere Begünstigte benötigen allerdings aufgrund ihrer Fähigkeit, Skaleneffekte zu nutzen, 

nicht denselben einheitsbezogenen Stützungsumfang, damit das Ziel der 

Einkommensstützung wirksam erreicht wird. Außerdem macht ihr Anpassungspotenzial es den 

größeren Begünstigten leichter, mit einem geringeren Umfang an einheitsbezogener  Stützung 

zu arbeiten. Die Mitgliedstaaten sollten daher den Anteil der den Betriebsinhabern zu 

gewährenden Basisprämie, der 150.000 EUR übersteigt, um mindestens 5% kürzen. Um 

unverhältnismäßige Auswirkungen für landwirtschaftliche Großbetriebe mit zahlreichen 

Lohnbeschäftigten zu vermeiden, können die Mitgliedstaaten beschließen, bei der Anwendung 

dieses Mechanismus entlohnte Arbeit zu berücksichtigen. Damit die Kürzung des 

Stützungsumfangs wirksam funktioniert, sollte Betriebsinhabern kein Vorteil gewährt werden, 

wenn sie künstlich die Bedingungen schaffen, um die Wirkung der Kürzung zu umgehen. Das 

Aufkommen aus der Kürzung der Zahlungen an große Begünstigte sollte in den 

Mitgliedstaaten, in denen die Beträge angefallen sind, verbleiben und sollte als 

Stützungsmaßnahmen der Union, die aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zur Verfügung gestellt werden,“ dienen. 

Frau Präsidentin Zl. LE.4.2.4/0197-RD 3/2016 
des Nationalrates 
Doris Bures 
Parlament 
1017 Wien Wien, am 13. Jänner 2017 
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Bislang war ein Betriebsinhaber vom „Capping“ betroffen. Da die gekürzten Beträge für 

Fördermaßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums zweckgewidmet sind, ergibt sich 

keine Einsparung bei den Fördermitteln. 

 

Der Bundesminister 
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